
1. Problemstellung

Um die Verkürzung der Arbeitszeit ist es in der
politischen Arena merkwürdig ruhig geworden, sieht
man einmal von der aktuellen Debatte um die Alters-
teilzeit ab. Dabei gibt es gute Gründe, die Idee kür-
zerer Arbeitszeiten weiter zu verfolgen. So könnte die
Arbeitszeitpolitik, wie das beschäftigungspolitisch
überaus erfolgreiche Beispiel der Niederlande lehrt1),
für zusätzlichen Nachfrageschub am Arbeitsmarkt
sorgen und die vom bisherigen Konjunkturmotor nur
zögerlich ausgehenden Beschäftigungsimpulse ver-
stärken. 

Aber nicht nur beschäftigungspolitische Überlegun-
gen sprechen dafür, die derzeitige arbeitszeitpolitische
Lethargie zu beenden. Ein nicht unerheblicher Teil
der Beschäftigten bewertet die bestehenden Arbeits-
zeiten als lediglich suboptimal und leidet unter Zeit-
restriktionen. Teils gelten die faktischen Arbeitszeiten
als zu lang, teils wird auch die Lage der geleisteten
Arbeitszeiten als zu belastend und als nur schwer mit
den außerbetrieblichen Zeitanforderungen vereinbar
empfunden. Mangels alternativer Geld-Zeit-Kombi-
nationen müssen relevante Teile der Beschäftigten auf
eine mögliche Steigerung des individuellen Nutzens
verzichten. Da die gewünschten Arbeitszeitprofile am

Markt nicht in ausreichendem Maße angeboten wer-
den, ist die Arbeitszeitpolitik gefordert, bestehende
Zeitdiskrepanzen abzubauen, für präferenzgerechte
Optionen zu sorgen und Wohlfahrtsgewinne zu er-
möglichen.

Eine an den Arbeitszeitwünschen der Beschäftigten
orientierte Arbeitszeitpolitik würde zugleich dem ge-
gen generelle Arbeitszeitverkürzungen ins Feld ge-
führten Argument der mangelnden Präferenzgerech-
tigkeit (Franz 1997) den Wind aus den Segeln neh-
men. Und wenn es dann ferner bei dem Bemühen, die
Diskrepanzen zwischen tatsächlichen und gewünsch-
ten Arbeitszeiten zu verringern, gelingt, auch noch das
Kriterium der Kostenneutralität zu wahren, dann
müsste eigentlich der Weg für zumindest gezielte Ar-
beitszeitverkürzungen frei sein. Jedenfalls dürfte es
unter diesen Vorzeichen schwer fallen, ein weiteres
Festhalten am arbeitszeitlichen Status quo zu begrün-
den und damit auf mögliche Gewinne sowohl bei der
Beschäftigung als auch beim Zeitnutzen zu verzichten.
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1) Schätzungen führen den Beschäftigungsanstieg in den Niederlanden zu ei-
nem hohen Anteil auf die Ausweitung der Teilzeitarbeit sowie auf gene-
relle Arbeitszeitverkürzungen zurück (Auer 2000).

Arbeitszeit nach Wunsch verkürzen?
Hartmut Seifert

Männer. Da der Wunsch nach Teilzeitarbeit viel-
fach auf bestimmte Phasen der Erwerbsbiographie
beschränkt ist, muss nicht nur der Wechsel von
Vollzeit in Teilzeit, sondern auch umgekehrt die
Rückkehr von Teilzeit in Vollzeit möglich sein.

– ein Ausbau der Möglichkeiten, Überstunden
durch Freizeitausgleich zu kompensieren. Der
Freizeitausgleich muss bei der Bemessung des
Personalbedarfs bereits mit berücksichtigt werden.

– Möglichkeiten für Langzeiturlaube eröffnen, wo-
bei neben arbeitsorganisatorischen Fragen auch
die Frage des Einkommens während des Langzeit-
urlaubs sowie die soziale Sicherung zu klären sind.

Deutschland unterscheidet sich in vielen Punkten
nicht wesentlich vom europäischen Durchschnitt.
Gleichwohl gibt es zwischen den einzelnen Ländern
in Europa teilweise erhebliche Unterschiede, wenn
man beispielsweise die Erwerbsquote insgesamt (und
diejenige der Frauen insbesondere) betrachtet, die
Verbreitung und Struktur von Teilzeitarbeit, die
Überstundenproblematik oder die Erfahrungen mit
Langzeiturlauben. Der Blick über die Grenzen kann
also durchaus nützliche Impulse für die Beschäfti-
gungspolitik insgesamt und für die Arbeitszeitpolitik
im besonderen liefern.

Die Befragungsergebnisse zeigen, dass sowohl die
derzeit Erwerbstätigen als auch diejenigen, die in den
nächsten Jahren erstmals oder wieder eine Erwerbs-
tätigkeit aufnehmen wollen, hinsichtlich der Arbeits-
bedingungen sehr flexibel sind. Flexibel heißt in die-
sem Zusammenhang, dass es unter den Erwerbs-
personen eine breite Vielfalt von unterschiedlichen
Präferenzen gibt. Dies gilt in besonderem Maße für
die Arbeitszeitgestaltung, die Thema dieses Aufsatzes
war, aber auch für andere Aspekte, wie beispielsweise
die Vertragsform (abhängige Arbeit oder Selbstän-
digkeit) bzw. den Arbeitsort (Arbeit zu Hause)18).
Dies ist eine gute Grundlage dafür, im Einzelfall be-
triebliche Interessen und Bedürfnisse der Arbeitneh-
mer miteinander zu vereinbaren. Für die Gesetzgeber
und die Tarifvertragsparteien stellt sich die Aufgabe,
die notwendigen Rahmenbedingungen dafür zu
schaffen. Dazu gehört nicht nur die Regelung offener
Fragen, sondern auch das Bemühen um ein Klima
des Vertrauens, ohne das neue Wege nicht erfolgreich
beschritten werden können.

18) Vgl. dazu im Überblick: Bielenski, H., Employment Options of the Fu-
ture: High Demand for New Jobs in Europe – High Interest in Non-
Standard Work-Forms, Infratest Burke Sozialforschung, München 1999.



Vor diesem Hintergrund wird der Frage nachge-
gangen, wie groß das an kürzeren Arbeitszeiten inter-
essierte Potential einzuschätzen ist, welche Bedingun-
gen unter Beachtung des Kriteriums der Kostenneu-
tralität erfüllt sein müssen, damit die Diskrepanzen
zwischen bestehenden und gewünschten Arbeitszeiten
verkleinert oder gar aufgehoben werden können, und
welche Beschäftigungseffekte von gezielten Arbeits-
zeitverkürzungen zu erwarten sind. 

2. Ausgangsbedingungen

Die Haupteinwände gegen weitere Arbeitszeitver-
kürzungen gründen sich vor allem auf das Argument
der mangelnden Präferenzgerechtigkeit sowie der feh-
lenden Kostenneutralität (Franz 1997; Schnabel
1997). Im Umkehrschluss müssten Arbeitszeitverkür-
zungen, die diese beiden zentralen Kriterien erfüllen,
mit breitem gesellschaftlichen Konsens rechnen kön-
nen, da sie neben individuellen Nutzengewinnen auch
positive Wirkungen für den Arbeitsmarkt erwarten
lassen. Als Ausgangspunkt für weitere arbeitszeitstra-
tegische Überlegungen, die Schätzungen über den
möglichen Ersatzbedarf an zusätzlichen Arbeitskräf-
ten einschließen, dienen die Wünsche der Beschäftig-
ten nach verkürzten Arbeitszeiten.

2.1 Arbeitszeitwünsche

Auskunft über die Arbeitszeitpräferenzen liefern
verschiedene aktuelle Befragungen von Beschäftigten
(Holst/Schupp 1998; Bundesmann-Jansen et al. 2000;
Bielenski 2000). Übereinstimmend zeigen sie, dass ein
relevanter Teil der Beschäftigten trotz der seit Mitte
der 80er Jahre realisierten Verkürzungen der tarifli-
chen Arbeitszeit und der gleichzeitigen Ausweitung
der Teilzeitarbeit mit der durchschnittlichen Dauer

der tatsächlichen Arbeitszeit nicht einverstanden ist
und selbst unter Inkaufnahme entsprechender Ein-
kommensabstriche kürzere Arbeitszeiten wünscht.
Die einzelnen Untersuchungsergebnisse unterscheiden
sich allerdings in quantitativer Hinsicht. Das Ausmaß
der Diskrepanzen zwischen tatsächlichen und ge-
wünschten Arbeitszeiten bewegt sich für Vollzeitbe-
schäftigte zwischen durchschnittlich 7,6 Stunden pro
Woche (Bielenski 2000) und 1,8 Stunden (Holst/
Schupp 1998). Die jüngste Erhebung im Rahmen der
ISO-Arbeitszeitberichterstattung (Bundesmann-Jan-
sen et al. 2000) kommt auf 2,3 Stunden.

Hinter diesen Durchschnittswerten verbergen sich
differenzierte Sachverhalte. So ist nur ein Teil der
Vollzeit-Beschäftigten an kürzeren Arbeitszeiten in-
teressiert. Je nach Schätzung ist er auf etwa 50 %
(Bundesmann-Jansen et al. 2000) bis zu rd. 60 % (Bie-
lenski 2000) zu veranschlagen2). Unter arbeitszeit-
politischen Gesichtspunkten lassen sich dann zwei
weitere Teilgruppen unterscheiden. Ein Teil der Be-
schäftigten möchte die effektive Arbeitszeit in etwa
auf das tarifliche Niveau verringern. Für diese Teil-
gruppe stellt Überstundenabbau den geeigneten ar-
beitszeitstrategischen Ansatz dar, den Zustand sub-
optimaler Arbeitszeiten zu beenden. Ein anderer Teil
der Beschäftigten, dessen Größe auf zwischen 8 %
(Bundesmann-Jansen et al. 2000) und 23 % (Bielenski
2000) zu beziffern ist, reklamiert weitergehende Ar-
beitszeitverkürzungen, die auf einen dauerhaften oder
befristeten Wechsel in Teilzeitarbeit hinauslaufen.
Die Teilzeitwünsche konzentrieren sich im Bereich
von „Zwei-Drittel-Stellen“. 

Wenig Beachtung in der arbeitszeitpolitischen
Debatte finden die Wünsche der Beschäftigten, die
Nacht- und Wochenendarbeit leisten und diese Ar-
beitszeitformen entweder reduzieren oder gänzlich auf-
geben möchten, selbst wenn es dadurch zu Einkom-
menseinbußen kommt. Jüngste Erhebungen beziffern
diesen Personenkreis auf mindestens 50 % der nachts
und etwa zwei Drittel der sonntags tätigen Arbeitneh-
mer (Bundesmann-Jansen et al. 2000). Würde man die
für diese anormalen Arbeitszeiten geleisteten Geld-
zuschläge in entsprechenden Freizeitausgleich umwan-
deln, dann würde sich die Häufigkeit dieser Arbeits-
zeiten für den einzelnen Beschäftigten reduzieren. Um
die bestehenden Betriebsnutzungszeiten aufrecht zu er-
halten, müssten die Betriebe zusätzliche Arbeitskräfte
einstellen. Zusammen genommen addieren sich die
nicht realisierten Wünsche nach kürzeren Arbeitszei-
ten sowie nach weniger Nacht- und Sonntagsarbeit zu
einem nicht unerheblichen Verkürzungspotential, das
sich beschäftigungspolitisch nutzen ließe. 
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2) Teilweise gehen diese Unterschiede auf Berechnungsmethoden zurück. So
beziehen Bundesmann-Jansen et al.  nur Arbeitszeitwünsche ein, die über
1,5 Stunden hinausgehen, während Bielenski bereits die Grenze bei einer
Stunde zieht.
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Den Wünschen nach kürzeren stehen die nach län-
geren Arbeitszeiten gegenüber. Sie mindern das rech-
nerische Umverteilungspotential, das zusätzliche Be-
schäftigung stimulieren könnte. Dabei ist zwischen
zwei Beschäftigtengruppen zu unterscheiden. Zum ei-
nen handelt es sich um Teilzeit- oder gar geringfügig
Beschäftigte, die ihr wöchentliches Zeitkontingent
entweder auf ein höheres Teilzeitniveau aufstocken
oder gar in Vollzeitbeschäftigung wechseln möchten.
Etwa 43 % aller Teilzeitbeschäftigten streben längere
Arbeitszeiten an3). Von den Vollzeitbeschäftigten
wünschen 20,5 % eine längere Arbeitszeit. Bei beiden
Gruppen dürften Einkommensmotive die vorgefun-
denen Arbeitszeitpräferenzen begründen. 

Beide Beschäftigtengruppen beurteilen die fakti-
schen Arbeitszeiten als suboptimal und würden bei ei-
ner veränderten Zeit-Geld-Struktur den individuellen
Nutzen erhöhen können. Gleichwohl sprechen ver-
schiedene Argumente für eine differenzierte Betrach-
tung. Geht man davon aus, dass ein auf Vollzeitarbeit
basierendes Einkommen für die Sicherung des Le-
bensunterhalts ausreichen sollte, dann kann Teilzeit-
arbeit diese Funktion (bei einem durchschnittlichen
Lohnniveau) zumindest unterhalb bestimmter Zeit-
kontingente keineswegs sichern. Bei veränderten fami-
lialen Bedingungen kann die zwingende Notwendig-
keit entstehen, die Arbeitszeit und damit das Einkom-
men auszuweiten, wenn nicht öffentliche Transferein-
kommen beansprucht werden sollen. Anders ist die ta-
rifliche Normalarbeitszeit zu behandeln. Sie soll nicht
nur ein ausreichendes Einkommen sichern, sondern
auch vor Überbeanspruchungen und Überbelastungen
schützen, die auf Dauer die Arbeitsfähigkeit und da-
mit die Erzielung eines eigenständigen Einkommens
einschränken können. Sie soll ferner zumindest Chan-
cen für eine partnerschaftliche Aufteilung der familia-
len Aufgaben schaffen. Schließlich sprechen, solange
der Arbeitsmarkt an einem massiven Nachfrageman-
gel leidet, auch beschäftigungspolitische Argumente
gegen eine Ausweitung der Arbeitszeit über das tarif-
liche Niveau hinaus. Es käme zu einem negativen
Umverteilungseffekt, der über höhere Arbeitslosen-
zahlen die Lohnnebenkosten in die Höhe treiben und
dadurch beschäftigungspolitisch krisenverschärfend
wirken würde (Spitznagel/Kohler 1993).

2.2 Kostenaspekte

Ein zweites zentrales Argument gegen weitere Ar-
beitszeitverkürzungen ist mit den dadurch verursach-
ten Kostensteigerungen begründet. Hierzu kann es ers-
tens aufgrund eines möglichen Lohnausgleich, zwei-
tens aufgrund möglicher Kosten für Rekrutierung
und Einarbeitung zusätzlicher Arbeitskräfte sowie
personenzahlabhängiger Personalfixkosten kommen.
Drittens können verringerte individuelle Arbeitszeiten
zu einer Verkürzung der Betriebsnutzungszeiten
führen und dadurch die Kapitalstückkosten negativ
beeinflussen. Schließlich werden auch noch negative

Langfristeffekte auf die Lohnfindung befürchtet
(Klauder et al. 1996; Klauder 1999). 

Lohnausgleich spielt bei den hier diskutierten For-
men gezielter Arbeitszeitverkürzung (Teilzeitarbeit,
Überstundenabbau) in aller Regel keine Rolle. Die
Umwandlung von Geldzuschlägen für Nacht- und
Sonntagsarbeit in entsprechende Freizeit basiert auf
dem Äquivalenztausch zwischen Geld und Zeit. Bei
Teilzeitarbeit passen sich die Einkommen proportio-
nal zur Arbeitszeitänderung an. Bei Überstundenab-
bau sinken die Einkommen sogar überproportional,
da Lohnzuschläge entfallen.

Kosten für Rekrutierung, für Einarbeitung und
Qualifizierung und auch für mögliche spätere Entlas-
sungen setzen voraus, dass die verringerten Arbeits-
zeiten eine zusätzliche Beschäftigungsnachfrage aus-
lösen. Nicht von dieser Reaktion betroffen sind
Betriebe mit akuten Personalüberhängen. Mit Hilfe
(befristeter) Arbeitszeitverkürzungen können sie Ent-
lassungskosten vermeiden4). Bei den Rekrutierungs-
kosten handelt es sich um Fixkosten, die mit steigen-
dem Grad der beruflichen Qualifikation wachsen.
Hinzu kommen personenzahlabhängige Kosten.
Hierzu zählen neben möglicherweise höheren Verwal-
tungskosten auch Kosten für Festbeträge, die als Ein-
malzahlungen zu Weihnachten oder anderen Gele-
genheiten geleistet werden sowie Kosten für beruf-
liche Weiterbildung, die ebenfalls mit der Höhe der
beruflichen Qualifikation steigen. Schließlich können
auch Kosten aufgrund arbeitsorganisatorischer Um-
stellungen anfallen. Die relative Höhe dieser Kosten
dürfte je nach dem durchschnittlichen Qualifikations-
grad der Beschäftigten zwischen den Wirtschaftszwei-
gen und Betriebstypen streuen. Bislang fehlt es noch
an empirisch fundierten Schätzungen über die Band-
breite, in der sich diese Kosten bewegen.

Langfristig negative Effekte auf die Lohnfindung
werden infolge der zunächst positiven Beschäfti-
gungseffekte der verkürzten Arbeitszeiten befürchtet.
„Hauptnachteil (der verkürzten Arbeitszeiten, H. S.)
ist, dass – wegen der verbesserten Arbeitsmarktlage
(bei ansonsten unveränderten Verhaltensweisen) vor
allem über höhere Tarif- und Effektivlöhne sowie zu-
nehmende Fachkräfteengpässe – Kosten und Preise
steigen und schließlich das Wirtschaftswachstum be-
einflusst wird“ (Klauder 1999, S. 391). Immerhin an-
erkennt dieses Argument zunächst einmal die positive
Wirkung von Arbeitszeitverkürzungen auf die Be-
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3) Zu dieser Personengruppe gehören auch Arbeitslose mit einer Neben-
tätigkeit, die an der Aufnahme einer Vollzeit- oder zumindest Teilzeit-
beschäftigung oberhalb der Geringfügigkeitsgrenze interessiert sind. Die
Angaben beruhen auf noch unveröffentlichten Daten aus dem Sozioöko-
nomischen Panel von 1998 und wurden freundlicherweise von Herrn Dr.
Schupp, DIW, zur Verfügung gestellt.

4) In den letzten Jahren hat ein nicht unbeträchtlicher Anteil der Betriebe
nicht nur Kurzarbeit, sondern die im Rahmen der Tarifverträge zur Be-
schäftigungssicherung möglichen Spielräume für befristete Arbeitszeitver-
kürzung genutzt, um Entlassungen und damit verbundene Kosten zu ver-
meiden und um gleichzeitig qualifizierte Arbeitskräfte, eingespielte Teams
und damit Teamproduktivität zu sichern (Seifert 1999). 



schäftigungsnachfrage. Mittelfristig gerät in dieser
Argumentation aber der kurzfristige beschäftigungs-
politische Erfolg der Arbeitszeitverkürzungen zur
quasi selbstinduzierten Falle. 

Sieht man einmal von der auffallenden Merkwür-
digkeit ab, dass dieses gegen weitere Arbeitszeitver-
kürzungen vorgebrachte Argument vorrangig im ar-
beitszeitpolitischen Kontext auftaucht, nicht aber ge-
gen andere beschäftigungspolitische Ansätze und erst
recht nicht gegen Konzepte der Lohnmoderation5)
ins Feld geführt wird, so fehlt es ihm auch an empiri-
scher Evidenz. Gerade die Phase der zurückliegenden
relativ starken Verkürzungen der tariflichen Arbeits-
zeit seit Mitte der 80er Jahre geht Hand in Hand mit
einer außergewöhnlich langen und beschäftigungs-
politisch erfolgreichen Wachstumsphase. Während
zwischen 1983 und 1992 die tarifliche Wochenarbeits-
zeit von 40 auf 38 Stunden verkürzt wurde, legte die
Beschäftigung nicht zuletzt auch durch die hiervon
ausgehenden Impulse um 3,2 Mio. oder gut 12 % zu.
Gleichwohl haben die Lohnabschlüsse den Vertei-
lungsspielraum insgesamt aber bei weitem nicht aus-
geschöpft (Heise 1999). Die Arbeitszeitverkürzungen
sind stets, entgegen sich hartnäckig haltender Be-
hauptungen, bei den gleichzeitig vereinbarten Nomi-
nallohnerhöhungen berücksichtigt und als vertei-
lungspolitisches Gesamtpaket behandelt worden. Bei
der Verwendung des durch die Produktivitätssteige-
rungen gewonnenen Verteilungsspielraums entfiel ein
größerer Anteil auf den Zuwachs von Freizeit zula-
sten ansonsten möglicher Einkommenszuwächse.
Wichtig im Hinblick auf die Wachstumsbedingungen
ist, dass die Arbeitszeitverkürzungen weder die Inve-
stitions- noch die Konsumquote beeinträchigen.

Kürzere Arbeitszeiten können aber nicht nur Kos-
ten verursachen. Die Bilanz bliebe unvollständig,
wenn nicht auch die durch Arbeitszeitverkürzungen
möglichen Produktivitätseffekte sowie die kostenent-
lastenden Wirkungen bei der Arbeitslosenversiche-
rung ins Kalkül einbezogen würden. Über den ar-
beitszeitinduzierten Produktivitätsstimulus gehen die
Schätzungen auseinander. Teils gilt die Faustformel
der sich hälftig auf Beschäftigung und Produktivität
aufteilenden Wirkungen der Arbeitszeitverkürzung
(Spitznagel 1993). Andere Schätzungen beziffern den
Produktivitätseffekt auf 20 % bis 40 % des Umfangs
der Arbeitszeitverkürzung (McKinsey 1994; Klauder
1999). Diese Größenordnungen erscheinen nicht un-
realistisch; sie hängen auch vom Umfang der Ar-
beitszeitverkürzung sowie von den jeweiligen betrieb-
lichen Arbeits- und Organisationsbedingungen ab
(Bosch et al. 1988). 

Jede Verringerung der Arbeitslosenzahl entlastet
zugleich auch die öffentlichen Haushalte und schafft
Spielraum für Senkungen bei den Steuern und/oder
Sozialabgaben. Dadurch könnten sich die verfügba-
ren Nettoeinkommen erhöhen und die Arbeitskosten

verringern. Schätzungen hatten für 1997 die durch
Arbeitslosigkeit verursachten Mehrausgaben und
Mindereinnahmen bei den Gebietskörperschaften
und Sozialversicherungen auf 166 Mrd. DM beziffert
(Bach/Spitznagel 1998). Die Kosten der Arbeitslosig-
keit machen immerhin gut 4,5 % des Bruttoinlands-
produktes aus und übersteigen die öffentlichen Inve-
stitionen um mehr als das Doppelte. Verringerte Ar-
beitslosenzahlen aufgrund von Arbeitszeitverkürzun-
gen schaffen Raum, öffentliche Ausgaben von kon-
sumtiver zu investiver Verwendung umzuschichten
und damit die Wachstumsbedingungen zu verbessern.
Diese wachstumsstimulierenden Potenziale der Ar-
beitszeitverkürzungen werden häufig übersehen.

3. Umwandlung von Überstunden in zusätzliche
Beschäftigung6)

3.1 Ausgangsüberlegungen

Die Einschätzungen über das beschäftigungspoliti-
sche Potential eines Überstundenabbaus klaffen weit
auseinander. Zwei jüngere Untersuchungen von DIW
(Pannenberg/Wagner 1999) und IZA (Bauer/Zimmer-
mann 1999) beziffern die möglichen Beschäftigungs-
effekte als eher marginal. Sie heben sich damit deut-
lich von anderen Schätzungen ab (Autorengemein-
schaft 1998; Bartsch et al. 1998; Groß 1999).

Überlegungen, die das beschäftigungspolitische
Potential eines Überstundenabbaus zu quantifizieren
versuchen, haben vor allem folgende Aspekte zu
klären. Erstens sind die „Stellgrößen“ zu bestimmen,
die für eine realistische Schätzung des als kurzfristig
abbaubar geltenden Potentials der Überstunden zu-
grunde zu legen sind. Zweitens sind Alternativen für
die Aufrechterhaltung betrieblicher Flexibilität aufzu-
zeigen und die damit verbundenen Kosten abzuschät-
zen. Und drittens interessiert die Bereitschaft der Be-
schäftigten, auf Überstunden zu verzichten.

3.2 Stellgrößen für die Schätzung von 
Beschäftigungseffekten

Die Schätzung der möglichen Beschäftigungseffekte
des Überstundenabbaus hängen vor allem mit den
Annahmen über (1) Ausmaß und (2) Häufigkeit der
Überstunden sowie (3) Qualifikationsstruktur der
Überstundenleistenden ab. Vor allem bei dem dritten
Aspekt gehen die genannten Berechnungen auseinan-
der. Demgegenüber besteht Einigkeit in der Auffas-
sung, dass die transitorischen (in Freizeit ausgegliche-
nen) Überstunden beschäftigungsneutral sind. Be-
schäftigungspolitisch relevant sind allein die definiti-
ven Überstunden, zu denen grundsätzlich sowohl die
bezahlten als auch die unbezahlten zählen. Allerdings
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5) Konsequenterweise müsste auch im Zusammenhang mit der Forderung
nach temporärer Lohnmoderation auf die langfristigen Effekte dieser als er-
folgversprechend angesehenen Beschäftigungsstrategie verwiesen werden. 

6) Die Ausführungen zu diesem Kapitel stützen sich auf einen Aufsatz von:
Groß, Mutz, Seifert (1999). 



gilt der Abbau der unbezahlten Überstunden be-
schäftigungspolitisch als wenig erfolgversprechend,
weil diese insbesondere im Angestelltenbereich (in ei-
nem gewissen Umfang) als nahezu selbstverständliche
Leistung gelten, die mit dem Gehalt pauschal abge-
golten wird. Diese Annahme ist jedoch als historisch
variabel anzusehen und hängt nicht nur von den je-
weiligen Angebots-Nachfrage-Verhältnissen am Ar-
beitsmarkt, sondern auch von sich ändernden Werte-
haltungen ab. 

Daten über Ausmaß und Struktur der Überstun-
denarbeit liefert die aktuelle Arbeitszeiterhebung des
ISO-Instituts (Bundesmann-Jansen et al. 2000). Da-
nach sind 1999 erstmals, seit die ISO-Arbeitszeitbe-
richterstattung durchgeführt wird, mehr transitori-
sche (1,1 Wochenstunden) als bezahlte (0,9 Wochen-
stunden) und unbezahlte Überstunden (0,8 Wochen-
stunden) pro Beschäftigten geleistet worden. Gegen-
über 1995 sind die transitorischen Überstunden um
0,4 Wochenstunden gestiegen, während die bezahlten
um 0,4 Wochenstunden gefallen und die unbezahlten
nahezu unverändert geblieben sind. Dieser Befund
wird durch die Daten des SOEP bestätigt (Pannen-
berg/Wagner 1999). Dass es sich hierbei um eine
Trendwende handelt, zeigt die Tatsache, dass die
transitorischen Überstunden bei allen Beschäftigten-
gruppen verhältnismäßig kräftig gestiegen, gleichzei-
tig aber die bezahlten, abgesehen von den Beamten,
gesunken sind. Es wächst also der Anteil der beschäf-
tigungsneutralen Überstunden. Trotz dieses Wandels,
der mit der starken Ausbreitung von Arbeitszeitkon-
ten zu tun hat, verbleibt ein beträchtliches beschäfti-
gungspolitisch ungenutztes Zeitpotential.

Insgesamt errechnen sich für 1999 auf Basis der
ISO-Erhebung rund 1,9 Milliarden definitive Über-
stunden. Dieser Wert unterzeichnet das tatsächliche
Ausmaß der Überstundenarbeit, da sich erstens die
ISO-Befragung auf die Monate Januar bis April 1999
bezog. In dieser Jahreszeit liegt das Überstundenauf-
kommen aus saisonalen Gründen in der Regel um
10 %–15 % unter dem Jahresdurchschnitt. Zweitens
berücksichtigt die ISO-Befragung nur das Überstun-
denvolumen der regelmäßig Überstunden leistenden
Beschäftigten, nicht aber die gelegentlich anfallenden
Überstunden. Und drittens bleiben die Überstunden
der ausländischen Arbeitnehmer gänzlich unberück-
sichtigt. Angesichts dieser Einschränkungen dürfte
das Gesamtvolumen der Überstunden um mindestens
25 % höher zu veranschlagen sein und für 1999 etwa
2,375 Mrd. ausmachen.

Auf dieser Datenbasis lassen sich verschiedene
Varianten über die Beschäftigungswirkungen eines
Überstundenabbaus berechnen. Im Unterschied zu
dem Berechnungsmodus des DIW erscheint es reali-
tätsnäher nicht nur nach zwei (niedrig und höher
Qualifizierte), sondern nach drei Qualifikationsstufen
(Beschäftigte mit niedriger, mit mittlerer und mit ho-

her Qualifikation) zu unterscheiden; denn das von
den Arbeitslosen repräsentierte Arbeitskräfteangebot
besteht nicht nur aus Un- oder Angelernten mit Je-
dermanns-Qualifikationen. Zudem erscheint die Be-
schränkung auf „abhängig beschäftigte Arbeitnehmer
in Vollzeitbeschäftigungsverhältnissen im privaten
Sektor“ (Pannenberg/Wagner 1999) als zu eng. Schät-
zungen des potentiell abbaubaren Überstundenvolu-
mens haben sämtliche abhängig Beschäftigte in allen
Wirtschaftsbereichen (einschließlich des Öffentlichen
Sektors sowie der Teilzeitbeschäftigten) einzubezie-
hen.

Geht man zunächst von der einschränkenden
Überlegung aus, dass die definitiven Überstunden
von Beschäftigten mit hoher Qualifikation als (zu-
nächst) nicht abbaubar gelten7), dann lassen sich drei
Szenarien formulieren: Die optimistische Variante
hält sämtliche definitiven Überstunden der beiden
übrigen Qualifikationsgruppen für transformierbar.
Hierauf entfallen 50,5 % aller definitiven Überstun-
den. Die mittlere Variante legt nur die bezahlten
Überstunden dieser beiden Qualifikationsgruppen
zugrunde und kommt dann auf einen Anteil von
33,9 % der definitiven Überstunden. Die pessimisti-
sche Variante grenzt die transformierbaren Über-
stunden noch weiter ein und bezieht sich lediglich
auf die bezahlten Überstunden, die von diesen bei-
den Qualifikationsgruppen permanent geleistet wer-
den. Das sind 19,4 % der gesamten definitiven Über-
stunden.

Für die optimistische Variante errechnet sich ein
Arbeitsplatzäquivalent von 640.000 bis 780.000, für
das mittlere Szenario von 420.000 bis 525.000 und für
die pessimistische Variante von 240.000 bis 300.000
Vollzeitarbeitsplätzen. Von diesen Schätzwerten wird
man einerseits gewisse Abstriche in Rechnung stellen
müssen, da es realistischerweise nur gelingen dürfte,
zunächst lediglich gewisse Teile der unterstellten
Überstundenvolumina abzubauen. Andererseits ist
die getroffene Annahme, die Überstunden der höher
qualifizierten Arbeitskräfte völlig aus den beschäfti-
gungspolitischen Kalkülen auszublenden, sicherlich
zu restriktiv. In der betrieblichen Praxis dürfte sich
ohnehin eher eine Mischvariante der hier aus analyti-
schen Gründen unterschiedenen drei Szenarien reali-
sieren lassen. In diesen Kalkülen nicht berücksichtigt
sind ferner die Geldzuschläge für Überstundenarbeit.
Behandelt man sie nach dem Prinzip des Zeitäquiva-
lents, dann würde dessen konsequente Befolgung die
hier als realistisch erachteten Beschäftigungseffekte
jeweils um ein Viertel erhöhen.
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7) Gegen diese konservative Annahme spricht, dass die letzte Strukturana-
lyse der Bundesanstalt für Arbeit vom Herbst 1998 immerhin knapp
200.000 Arbeitlose mit Hoch- oder Fachhochschulausbildung ausweist
(Bundesanstalt für Arbeit 1999). Realistischer dürfte deshalb die An-
nahme sein, dass zumindest ein Teil der von den Hochqualifizierten ge-
leisteten Überstunden ohne größere Rekrutierungsprobleme in zusätzliche
Beschäftigung umgewandelt werden kann.



3.3 Zeitkonten als funktionales Äquivalent 
zu Überstunden

Bei bestehenden gesetzlichen und tariflichen Rege-
lungen setzt ein beschäftigungsstimulierender Über-
stundenabbau voraus, dass die Betriebe in der Lage
und bereit sind, ihren Flexibilitätsbedarf ohne höhere
Kosten über alternative Wege zu sichern.

Aus betrieblicher Sicht bieten Überstunden eine
Möglichkeit, kurzfristig auf intern (durch plötzlich
erhöhte Fehlzeiten) oder extern (durch zusätzliche
Aufträge) ausgelösten Arbeitsbedarf zu reagieren und
das Arbeitsvolumen entsprechend anzupassen, ohne
jedoch die Zahl der Beschäftigten zu erhöhen. Unter
diesen Vorzeichen erscheint eine Verringerung der
Überstunden nur attraktiv, wenn die betriebliche Per-
sonalpolitik über funktionale Äquivalente verfügen
kann, die mindestens einen vergleichbaren Grad an
Flexibilität beim Arbeitseinsatz sichern, gleichzeitig
die durchschnittliche effektive individuelle Arbeitszeit
spürbar senken, ohne aber höhere Kosten zu verursa-
chen. Zeitkonten erfüllen diese Anforderungen und
können deshalb Überstunden substituieren. Sie erwei-
tern den Raum für variablen Arbeitseinsatz. Das An-
sparen und entsprechende Auflösen von Zeitgutha-
ben wandelt definitive in transitorische Überstunden
um und bringt dadurch innerhalb eines bestimmten
Zeitraums effektive und tarifliche Arbeitszeit in
Übereinstimmung. Gleichzeitig können Zeitkonten
die Arbeitskosten verringern und die Arbeitsproduk-
tivität steigern, da Überstundenzuschläge entfallen,
Leerzeiten sowie Lagerkosten eingespart werden kön-
nen (Seifert 1998).

Die Frage, ob die durch den Einsatz von Zeitkonten
möglichen Entlastungen bei den Arbeitskosten in Ver-
bindung mit den möglichen produktivitätssteigernden
Effekten die Kosten für einen erhöhten Personalein-
satz ausgleichen oder gar überkompensieren, hängt
von den jeweiligen betrieblichen Kostenstrukturen,
den Schwankungen im Produktionsablauf oder der
Dienstleistungsnachfrage, den Qualifikationsstruktu-
ren der Beschäftigten usw. ab. Die in den letzten Jah-
ren zu beobachtende rückläufige Entwicklung der be-
zahlten Überstunden einerseits und die rasche Aus-
breitung von Zeitkonten andererseits legen nahe, dass
hier eine Substitution zwischen beiden Flexibilisie-
rungsinstrumenten stattgefunden hat, die den Betrie-
ben Kosten- und Produktivitätsvorteile beschert hat.
Die Frage nach den Beschäftigungseffekten dieser
Substitution ist empirisch bislang jedoch nicht geklärt.

Schließlich ist auch das Argument des möglichen
Fachkräftemangels zu relativieren. Eine Erhöhung
der Beschäftigung in der hier diskutierten Größen-
ordnung von 200.000 bis 800.000 dürfte aufgrund der
aktuellen Angebotsstrukturen auf dem Arbeitsmarkt,
abgesehen von der akuten Knappheit im Bereich der
IT-Berufe, ansonsten unproblematisch zu bewältigen
sein. Unter den registrierten Arbeitslosen überwiegen

mit einem Anteil von mehr als 60 % Personen mit ei-
ner abgeschlossenen Berufsausbildung8). Arbeitskräf-
temangel ist im Produzierenden Gewerbe, abgesehen
von dem Bereich der Berufe in den Informationstech-
nologien, aktuell ansonsten kein Thema9); lediglich
2 % der Betriebe klagten zuletzt (Januar 2000) über
Engpässe (Ifo 2000), ein im Vergleich zu früheren
Phasen äußerst niedriger Wert. In diesem Zusammen-
hang sei schließlich angemerkt, dass das Argument
des möglichen Arbeitskräftemangels (mismatch) ge-
nereller Natur ist und sich gegen jede beschäftigungs-
politisch erfolgversprechende Strategie richtet und
deshalb entsprechend zu behandeln ist.

Die hier vertretene These, dass Zeitkonten als Ka-
talysator bei der Umwandlung von definitiven in
transitorische Überstunden dienen und damit die ef-
fektive individuelle Arbeitszeit verringern können,
lässt sich empirisch gut belegen. Beschäftigte mit Ar-
beitszeitkonto leisten pro Woche durchschnittlich
knapp eine Stunde (davon 0,8 unbezahlt und nur 0,1
Stunden bezahlt) weniger definitive Überstunden als
Beschäftigte ohne Arbeitszeitkonto. Noch drastischer
fällt die Differenz bei den Hochqualifizierten aus. In
dieser Beschäftigtengruppe liegt das durchschnittliche
Überstundenniveau ohne Zeitkonto bei 4,6 Std. pro
Woche und mit Konto nur noch bei 1,8 Std (Groß/
Munz/Seifert 1999). 

3.4 Akzeptanz der Beschäftigten 

Eine Verringerung der Überstundenzahl kommt den
mehrheitlich geäußerten Arbeitszeitwünschen der Be-
schäftigten entgegen. Diese Zeitpräferenz hat sich in
den letzten Jahren sogar noch verstärkt: 65 % der Be-
schäftigten mit regelmäßig längerer Arbeitszeit möch-
ten gerne weniger oder gar keine Überstunden leisten,
während es vier Jahre zuvor 54 % waren (Groß/
Munz/Seifert 1999). Dieses Bild bestärken die Befunde
einer Befragung von Betriebs- und Personalräten
(WSI-Projektgruppe 1998). Die überwiegende Mehr-
heit der Befragten schätzt die Bereitschaft der Beschäf-
tigten, die Überstundenarbeit einzuschränken oder
völlig einzustellen, als hoch oder zumindest mittelstark
ein. Lediglich ein knappes Viertel der Betriebs- und
etwa 14 % der Personalräte äußern dagegen Zweifel.
Selbst wenn man unterstellt, dass zwischen hypotheti-
scher und realer Entscheidungs- und Handlungssitua-
tion durchaus Unterschiede bestehen können (Dathe
1998), bieten die Zeitpräferenzen der Beschäftigten ins-
gesamt ein beachtliches, für beschäftigungspolitische
Zwecke bislang zu wenig genutztes Potenzial.

242 WSI Mitteilungen 4/2000

8) In diesem Zusammenhang sei in Erinnerung gerufen, dass es in den Jah-
ren 1990 und 1991 keine nennenswerten Probleme bereitete, die durch
kräftiges Wirtschaftswachstum und Arbeitszeitverkürzungen in West-
deutschland ausgelöste Nachfrage nach mehr als 1,5 Mio. zusätzlichen
Arbeitskräften innerhalb kurzer Zeit bei einer deutlich niedrigeren Ar-
beitslosenzahl zu bewältigen. 

9) Die letzte Strukturanalyse der Bundesanstalt für Arbeit weist für Sep-
tember 1998 gut 845.000 Angestellte mit gehobener Tätigkeit als arbeits-
los aus (Bundesanstalt für Arbeit 1999).



4. Ausweitung der Teilzeitarbeit

Auf der Ausweitung der Teilzeitarbeit ruhen teil-
weise hohe beschäftigungspolitische Erwartungen. Sie
gründen sich zum einen auf den Vergleich mit der in
den Niederlanden wesentlich höheren Teilzeitquote,
die als beschäftigungspolitische Referenzgröße gilt.
Zum anderen knüpfen sie an den Arbeitszeitwün-
schen der Vollzeitbeschäftigten an, die auf ein nicht
unbeachtliches Teilzeitpotenzial verweisen. Die Frage
ist nun, welche Chancen bestehen, die Teilzeitquote
beschäftigungswirksam zu erhöhen und welche Vor-
aussetzungen sind hierfür erforderlich.

4.1 Ausmaß und Entwicklung der Teilzeitarbeit

Teilzeitarbeit wird in Deutschland von mittlerweile
(1998) 18,5 % der abhängig Beschäftigten geleistet.
1991 hatte die Teilzeitquote noch bei 14,0 % gelegen.
Diese Entwicklung geht teils auf Verhaltensänderun-
gen, teils aber auch auf den intrasektoralen Struktur-
wandel in Richtung Dienstleistungsgesellschaft zu-
rück (Düll/Ellguth 1999). Erhebliche Unterschiede
zeigen sich für Ost- und Westdeutschland sowohl hin-
sichtlich des Niveaus als auch der Entwicklungsdyna-
mik. Während in den alten Bundesländern jede/r
fünfte Beschäftigte/r (20,0 %) weniger als die tarifli-
che Arbeitszeit leistet, sind es in den neuen Bundes-
ländern lediglich 11,8 %. Seit 1991 hat die Teilzeit-
quote im Westen um 4,6 %-Punkte und im Osten um
knapp 3 %-Punkte zugelegt. In beiden Teilen
Deutschlands wird Teilzeitarbeit nach wie vor weit
überwiegend von Frauen ausgeübt, allerdings mit er-
heblichen Unterschieden im Niveau. Während in den
neuen Bundesländern nur gut jede fünfte Frau Teil-
zeit arbeitet, liegt die Teilzeitquote der westdeutschen
Frauen mit 40,0 % auf etwa dem doppelten Niveau
und gewinnt allmählich Züge einer „neuen Normal-
arbeitszeit“ 

Im europäischen Vergleich bewegt sich die Teilzeit-
quote im guten Mittelfeld. Bemerkenswert ist, dass
die Teilzeitquote in einzelnen Ländern (Dänemark,
Schweden) von einem hohen Niveau ausgehend neu-
erdings eine leicht rückläufige Bewegung zeigt. Hierin
spiegelt sich eine Verhaltensänderung in der Erwerbs-
tätigkeit von Frauen. Sie entscheiden sich weniger für
Teilzeitarbeit und favorisieren statt dessen Vollzeit-
tätigkeiten, die ihnen bessere Karriere und Verdienst-
möglichkeiten bieten10).

Ohne den kontinuierlichen Anstieg der Teilzeit-
quote während der letzten Jahre wäre die gegenwär-
tige Beschäftigungslage zweifellos noch miserabler
ausgefallen. Wäre die Teilzeitquote konstant auf dem
Niveau von 1991 verharrt, dann wäre rein rechne-
risch das Beschäftigungsniveau im Jahre 1998 um gut
600.000 niedriger ausgefallen. In diese Schätzung sind
weder mögliche arbeitszeitinduzierte Produktivitäts-
effekte noch die daraus resultierenden Wirkungen auf
die Ertragskraft und Wettbewerbsfähigkeit der Be-

triebe eingegangen. Nicht berücksichtigt sind aber
auch die möglichen Kosten aufgrund aufgeteilter
Vollzeitarbeitsplätze. Schätzungen beziffern den pro-
duktivitätssteigernden Effekt von Teilzeitarbeit auf
etwa 20 % bezogen auf den Umfang der verkürzten
Arbeitszeit (McKinsey 1994). Die Gegenrechnung
über die Kosten der Teilzeitarbeit im Vergleich zu
Vollzeitarbeit lässt sich mangels fehlender Erfah-
rungswerte nicht aufmachen.

4.2 Potenziale für mehr Teilzeitarbeit und
Probleme der Ausschöpfung

Ein Interesse, entweder vorübergehend oder dauer-
haft von Vollzeit- in Teilzeitbeschäftigung zu wech-
seln, äußern je nach Befragung zwischen 8 % (Bun-
desmann-Jansen et al. 2000) und 23 % (Bielenski
2000) der Vollzeitbeschäftigten. Die SOEP-Erhebung
beziffert das Teilzeitpotenzial in Westdeutschland
auf gut 18% und in Ostdeutschland auf gut 13% der
Vollzeitbeschäftigten (Holst/Schupp 1998). Einer
kurzfristigen Realisierbarkeit dieser Arbeitszeitwün-
sche stehen aber einige Hemmnisse entgegen. Erstens
hat dieses Teilzeitpotenzial überwiegend latenten
Charakter (Bielenski 2000). Die Beschäftigten müs-
sten ihre Wünsche nach kürzeren Arbeitszeiten in
den Betrieben artikulieren und gegenüber Vorgesetz-
ten und betrieblichen Interessenvertretungen rekla-
mieren. Zweitens ist der Wunsch nach Teilzeitarbeit
bei den verschiedenen Beschäftigtengruppen unter-
schiedlich stark ausgeprägt. Deshalb erscheinen
Zweifel angebracht, inwieweit bei den Profilen der
nachgefragten und der angebotenen Teilzeitarbeits-
plätze von Deckungsgleichheit auszugehen ist, selbst
wenn ein quantitativ ausreichendes Angebot an Teil-
zeitarbeitsplätzen zur Verfügung stehen sollte. So ist
das Interesse an Teilzeitarbeit bei Frauen deutlich
stärker ausgeprägt als bei Männern und hier in
Westdeutschland wiederum signifikanter als in Ost-
deutschland. Ferner ist je nach beruflicher Qualifika-
tion, Alter oder nach Beruf der Beschäftigten von
unterschiedlichen Zeitpräferenzen auszugehen. Au-
ßerdem differieren die als optimal angesehenen Zeit-
profile sowohl im Hinblick auf die Dauer als auch
die Lage der Arbeitszeit. Schließlich dürfte bei den
Zeitwünschen auch die Verteilung der Arbeitszeit
eine Rolle spielen. Je nach den individuellen
Lebensumständen und den daraus resultierenden
außerberuflichen Zeitanforderungen stellen sich un-
terschiedliche Anforderungen an Rhythmus und
Planbarkeit der Arbeitszeit. 

Um die differenzierten Profile der Teilzeitwünsche
verwirklichen zu können, müsste ihnen ein korres-
pondierendes Angebot an Teilzeitarbeitsplätzen ge-
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10) Die in Schweden bei Frauen zu beobachtende Trendwende in Richtung
längerer Arbeitszeiten wird auch auf Änderungen im Steuersystem sowie
den Ausbau von Kinderbetreuungseinrichtungen nach der Schulzeit
zurückgeführt (Sundström 1997).



genüberstehen, das nicht nur ein passendes Zeitprofil,
sondern auch ein möglichst kongruentes Berufs- und
Qualifikationsprofil aufweist. Dies wäre der Idealfall,
um die Angebots-Nachfragestrukturen auf dem
Markt für Teilzeitarbeit zum Ausgleich zu bringen.
Die Struktur der angebotenen offenen Stellen für
Teilzeitarbeit zeigt jedoch deutliche Schwerpunkte,
die vor allem im Dienstleistungssektor liegen11) und
hier das bisherige berufs- bzw. tätigkeitsstrukturelle
Muster der Teilzeitarbeit in etwa fortschreiben. Es er-
scheint deshalb naheliegend, von einer eingeschränk-
ten Kompatibilität der latenten Angebots-Nachfrage-
Strukturen auf dem Teilmarkt für Teilzeitarbeit aus-
zugehen. Würden sich die zweifellos auf beiden Seiten
des Marktes vorhandenen Potenziale für Teilzeit-
arbeit, die bislang überwiegend aber nicht über den
Charakter von latenten Wünschen hinausgehen,
tatsächlich auch in virulenten Forderungen markt-
wirksam artikulieren, ist zunächst mit Mismacht-Pro-
blemen zu rechnen, die einer kurzfristigen sprunghaf-
ten Ausweitung der Teilzeitarbeit Grenzen setzen.

Schließlich stehen einer möglichen Ausweitung der
Teilzeitarbeit auch betriebliche Hemmnisse entgegen,
die mit erklären können, warum ein großer Teil der
an Teilzeitarbeit interessierten Beschäftigten darauf
verzichtet, die gewünschten Arbeitszeiten offensiver
zu reklamieren. Häufig rechnen potentiell interes-
sierte Beschäftigte mit ablehnenden Haltungen ihrer
Vorgesetzten und verbleiben resignativ in Vollzeit
(Bielenski 2000). Hinzu kommen Befürchtungen,
nicht mehr zu Vollzeitarbeit zurückkehren zu kön-
nen und bei dauerhaftem Verbleib in dieser Arbeits-
zeitform massive Nachteile hinnehmen zu müssen.
Teilzeitarbeit krankt an einem deutlichen Karrie-
rehandicap (zusammenfassend: OECD 1999). Die
Teilnahmechancen an beruflicher Weiterbildung sind
schlechter als bei Vollzeitbeschäftigten. Übergänge
von Teil- in Vollzeitarbeit sind vergleichsweise selten.
Hinzu können Einkommensbenachteiligungen kom-
men (Wolf 1999), die sich in der Nacherwerbs-
phase in Form geringerer Rentenbezüge verschärfen
(OECD 1999, 35). Ungehinderte Möglichkeiten, in
beiden Richtungen zwischen Voll- und Teilzeitarbeit
wechseln zu können, würden diese Nachteile in ihren
Wirkungen relativieren und Hemmnisse gegenüber
vermehrter Teilzeitarbeit ausräumen helfen.

4.3 Handlungsbedarf

Eine sprunghafte Expansion der Teilzeitquote im
Selbstlauf auf ein mit den niederländischen Werten
(38,7 % für 1998) vergleichbares Niveau ist angesichts
der vorgetragenen Bedenken nicht zu erwarten. Auch
dort hat erst ein breites Bündel an fördernden Maß-
nahmen (Fagan et al., S. 65) den nötigen Schub in
Gang gesetzt. In ähnlicher Weise müssten auch hier
die betrieblichen sowie außerbetrieblichen infrastruk-
turellen und sozialversicherungsrechtlichen Rahmen-
bedingungen auf Teilzeitarbeit justiert werden. Auf

der betrieblichen Ebene gehören hierzu Verhaltensän-
derungen in den personalpolitischen Strategien. Zen-
trale Elemente wären Rechte, zwischen unterschiedli-
chen Arbeitszeiten wählen und von Voll- zur Teilzeit
sowie auch wieder zurück wechseln sowie Möglich-
keiten, Lage und Verteilung der Arbeitszeit beeinflus-
sen zu können. Erste Ansätze einer solchen Arbeits-
zeitflexibilisierung im Sinne der Beschäftigten haben
bereits Eingang in die betriebliche Praxis gefunden
(VEBA AG 1999). Hierzu gehören auch Vereinba-
rungen, die den Teilzeitbeschäftigten die gleichen
Möglichkeiten der Teilnahme an betrieblichen Wei-
terbildungsmaßnahmen zusichern wie Vollzeitbe-
schäftigten und sie gleichberechtigt bei der Personal-
entwicklungsplanung berücksichtigen. Ferner fehlt
eine materielle Sicherung gegenüber Altersarmut
durch z. B. eine Grundsicherung analog zu den nie-
derländischen Regelungen, die als zentrale Vorausset-
zung für die dortige rasche Expansion der Teilzeitar-
beit gelten (Fagan et al. 1999). Schließlich lehren die
erfolgreichen ausländischen Beispiele, dass eine hohe
Teilzeitquote nicht an einem ausreichenden Angebot
an Kinderbetreuungseinrichtungen vorbeikommt. 

5. Freizeitausgleich statt Geldzuschläge für
Nacht- und Sonntagsarbeit

5.1 Ausgangsüberlegungen

Die Arbeit während der Nacht- und am Wochen-
ende gilt bei vielen Beschäftigten trotz der damit ver-
bundenen Geldzuschläge als unattraktiv. Die Mehr-
heit der zu diesen Zeiten Tätigen möchte entweder
seltener oder gar nicht mehr nachts oder am Wochen-
ende arbeiten (Bundesmann-Jansen et al. 2000). Wohl-
fahrtstheoretische Überlegungen sprechen deshalb für
eine Strategie der zeitgenutzten Zuschläge. Dadurch
ließen sich die gesundheitlichen Belastungen von häu-
figer Nachtarbeit ebenso reduzieren wie die durch
Wochenendarbeit verursachten Beeinträchtigungen bei
der Teilhabe am sozialen und familialen Leben. 

Die Umwandlung von Geldzuschlägen für Nacht-
und Sonntagsarbeit in entsprechenden Freizeitaus-
gleich geht von der Überlegung aus, dass die popu-
läre Formel „Zeit ist Geld“ auch in ihrer reziproken
Form „Geld ist Zeit“ wohlfahrtsstiftend und beschäf-
tigungsmehrend wirken kann. Der Ansatz verknüpft
Effizienz- und Umverteilungseffekte der Arbeitszeit-
gestaltung. Die ökonomischen Vorteile dieser Ar-
beitszeitformen bleiben gewahrt. Zugleich lassen sich
die im Vergleich zur Normalarbeitszeit größeren ge-
sundheitlichen Belastungen und sozialen Beeinträch-
tigungen reduzieren. Für die Strategie der zeitgenutz-
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11) Nach den Daten der Strukturanalyse vom Herbst 1998 lag der Anteil der
angebotenen Teilzeitstellen bei knapp 19 % aller offenen Stellen, in den
Bereichen Reinigungsberufe entfielen knapp 60 %, bei den Sozialpflege-
rischen Berufen knapp 44 %, bei den Allgemeinen Dienstleistungsberufen
gut 42 %, bei Bürofach- und Bürohilfskräften 27 % und den Warenkauf-
leuten immerhin noch 25,5 % auf Teilzeitarbeit (Bundesanstalt für Arbeit
1999) 



ten Zuschläge sprechen schließlich auch die hierdurch
ausgelösten positiven Beschäftigungseffekte. Der An-
satz zeittransformierter Geldzuschläge ist grundsätz-
lich nicht neu und hat in anderen Ländern bereits
Verbreitung gefunden12).

Das beschäftigungspolitische Potenzial dieser Stra-
tegie hängt ab (1) vom Ausmaß der Nacht- und Sonn-
tagsarbeit, (2) von der Höhe der Geldzuschläge und
(3) von der Bereitschaft von Betrieben und Beschäf-
tigten, diese Strategie zu akzeptieren. Wenn die nach-
folgenden Betrachtungen vorrangig die Nacht- und
Sonntagsarbeit thematisieren, dann hat dies erstens
mit der besonders geringen Akzeptanz dieser Arbeits-
zeitformen bei den Beschäftigten zu tun. Und zweitens
liegen hier die Geldzuschläge deutlich über denen für
Samstags- oder für Schichtarbeit, sofern diese beiden
Arbeitszeitformen überhaupt zuschlagpflichtig sind.

5.2 Ausmaß und Beschäftigungspotenziale

Ein stetig wachsender Teil der Beschäftigten arbei-
tet nachts und am Wochenende, obwohl diese Ar-
beitszeiten als suboptimal gelten. Der Wandel in den
Zeitstrukturen betrifft vor allem das Wochenende.
Der Samstag gewinnt allmählich die Züge eines nor-
malen Arbeitstages (40,6 % der Beschäftigten im
Jahre 1997). Ein knappes Viertel der Beschäftigten
muss auf den freien Sonntag verzichten. Im Vergleich
zu diesen beiden Arbeitszeitformen spielt Nachtarbeit
nicht nur eine geringere Rolle, sondern hat sich in
den letzten Jahren auch weniger expansiv entwickelt.
Die Schwerpunkte der Nacht- und Sonntagsarbeit lie-
gen in den Dienstleistungsbereichen. Im europäischen
Vergleich bewegen sich die Anteile der Beschäftigten,
die Nacht- und Sonntagsarbeit leisten, im unteren
Mittelfeld (Eurostat 1998).

Das beschäftigungspolitische Potenzial einer Strate-
gie der zeitgenutzten Zuschläge hängt neben dem
Ausmaß der Nacht- und Wochenendarbeit zweitens
von der Höhe der für diese Arbeitszeiten geleisteten
Geldzuschläge ab. Der Durchschnittswert für regel-
mäßige bzw. gelegentliche Nachtarbeit beläuft sich
auf gut 25 % bzw. auf gut 37 %, für Sonntagsarbeit
auf 62 % und für Feiertagsarbeit auf 139 %13). Auf
Basis dieser Werte errechnet sich ein Beschäftigungs-
äquivalent von mindestens 700.000 bis 800.000 Voll-
zeitarbeitsverhältnissen14). Selbst wenn nur die Hälfte
der insgesamt für Nacht- und Sonntagsarbeit geleiste-
ten Zuschläge in Form von entsprechender Freizeit
vergütet würde, verbliebe ein beachtlicher Impuls für
den Arbeitsmarkt. Nicht berücksichtigt in diesen Be-
trachtungen sind Geldzuschläge für Schichtarbeit und
Samstagsarbeit, deren durchschnittliche Sätze, sofern
sie überhaupt geleistet werden, allerdings deutlich un-
ter denen für Nacht- und Sonntagsarbeit liegen.
Gleichwohl könnte auch deren Umwandlung in Frei-
zeit für eine weitere spürbare Entlastung am Arbeits-
markt sorgen.

Nimmt die Häufigkeit der individuell geleisteten
Nacht- oder Sonntagsschichten ab und werden im
Gegenzug im Rahmen veränderter Schichtsysteme
Ersatzarbeitskräfte eingestellt, entstehen Rekrutie-
rungskosten sowie erhöhte personenzahlabhängige
Arbeitskosten. Dem können Kostenentlastungen auf-
grund verringerter krankheitsbedingter Absenzzeiten
und erhöhter Arbeitsintensität entgegenstehen, so
dass sich die gegenläufigen Kosteneffekte insgesamt
neutralisieren.

5.3 Akzeptanzaspekte

Für eine Strategie zeitgenutzter Geldzuschläge spre-
chen vor allem die Zeitpräferenzen der Beschäftigten.
Die Mehrheit der nachts oder am Wochenende Täti-
gen möchte diese Arbeitszeiten entweder reduzieren
oder gänzlich aufgeben (Bundesmann-Jansen et al.
2000). Der umgekehrte Wunsch, Nacht- und Wo-
chenendarbeit auszuweiten, ist dagegen äußerst rar.
In dem Maße, wie Dauer und Häufigkeit dieser als
unsozial angesehenen Arbeitszeiten abnehmen, ist mit
Wohlfahrtsgewinnen zu rechnen. Die gesundheitli-
chen Belastungen (in Folge von Nachtarbeit) nehmen
ebenso ab wie die sozialen Beeinträchtigungen bei der
Teilhabe am familialen und öffentlichen Leben. Die
wenig beliebte Nacht- und Wochenendarbeit würde
etwas von ihrem Schrecken verlieren. Es verbleibt al-
lerdings ein Pferdefuß. Bei gegebenem Gesamtvolu-
men dieser Arbeitszeiten steht der verringerten indivi-
duellen Nacht- und Wochenendarbeit ein vergrößer-
ter Kreis an betroffenen Beschäftigten gegenüber.
Geht man davon aus, dass der Grad an individuellen
Belastungen und Beeinträchtigungen nicht linear,
sondern exponentiell mit der Häufigkeit dieser Ar-
beitszeitformen steigt, dann würde sich die Strategie
der zeitverwendeten Zuschläge nicht nur positiv auf
das Beschäftigungs-, sondern auch auf das Wohl-
fahrtsniveau insgesamt auswirken.

Außerdem können Rechte, zur Normalarbeitszeit
zurückkehren zu können, dazu beitragen, mögliche
soziale Belastungen und Zwänge zu mindern.
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12) In Frankreich arbeiten Beschäftigte in Konti-Schichtsystemen bereits
seit 1984 statt 39 nur 35 Std. pro Woche (Cette 1999). In Österreich er-
halten Beschäftigte, die als besonders belastend eingestufte Tätigkeiten
während der Nacht verrichten, mehrere Tage zusätzliche Freizeit,
gestaffelt nach den bereits geleisteten Arbeitsjahren (EIRR 1993). Auch
in den Niederlanden haben Unternehmen im Zuge der Ausweitung der
Betriebsnutzungszeiten Ende der 80er und zu Beginn der 90er Jahre die
Arbeitszeiten der in Konti-Schichten Beschäftigten teilweise sogar bis
auf 30 Std. pro Woche verkürzt, aber 40 Std. vergütet (Europäische
Stiftung 1998).

13) Es handelt sich um Angaben des Bundesministeriums für Arbeit und So-
zialordnung, Stand: Ende 1998. 

14) Ausgangspunkt der Berechnungen bildet die Zahl der Beschäftigten, die
Nacht- oder Sonntagsarbeit leisten, die mit den jeweiligen Häufigkeits-
werten gewichtet wird. Durch Multiplikation mit dem Faktor der Geld-
zuschläge erhält man das beschäftigungspolitische Gesamtvolumen, das
sich bei einer Transformation der Geldzuschläge in Freizeitausgleich er-
geben würde.



6. Schlussbemerkungen

Auch wenn es augenblicklich an gesellschaftlichem
Konsens für weitere lineare Verkürzungen der tarif-
lichen Wochenarbeitszeit mangelt, gibt es keinen
Grund am arbeitszeitpolitischen Status quo festzu-
halten. Sowohl wohlfahrts- als auch beschäftigungs-
politische Überlegungen sprechen dafür, die Wün-
sche der Beschäftigten nach kürzeren Arbeitszeiten
nicht weiter zu negieren. Abbau von Überstunden,
Ausweitung der Teilzeitarbeit und Umwandlung von
Geldzuschlägen für Nacht- und Sonntagsarbeit in
Freizeitausgleich stellen Ansätze dar, die den Zeit-
wünschen relevanter Teile der Beschäftigten nach-
kommen, zudem kostenneutrale Lösungen erlauben
und schließlich auch spürbare Beschäftigungseffekte
versprechen. Allerdings wird sich eine an den Zeit-
präferenzen der Beschäftigten orientierte Arbeitszeit-
politik nicht im Selbstlauf der alltäglichen betriebli-
chen Aushandlungsprozesse zwischen den beteiligten
Akteuren, den Betrieben und den Beschäftigten, ver-
wirklichen lassen. Tarifvertragliche Vereinbarungen
sind vorausgesetzt, die den Beschäftigten zumindest
Optionen einräumen, zwischen Voll- und Teilzeit
oder zwischen Geldzuschlägen und Freizeitausgleich
wählen zu können.

Mit den hier diskutierten Formen der Arbeitszeit-
verkürzung ist die arbeitszeitpolitische Diskussion
aber längst nicht erschöpft. Die Suche nach präfe-
renzgerechten Arbeitszeiten ist in einen umfassenderen
Zusammenhang zu den sich verändernden Lebenssti-
len einerseits und sich wandelnden Erwerbsformen an-
dererseits einzubetten. Hierzu gehören dann auch die
Diskussionen über Sabbatical-Modelle sowie die Neu-
gestaltung des Verhältnisses von Arbeitszeit, Lernzeit
und Freizeit. Solche neuen Formen der Arbeitszeitge-
staltung, die sowohl die Zeitwünsche der Beschäftig-
ten aufgreifen als auch den langfristigen Erfordernis-
sen des wirtschaftlichen Strukturwandels dienen, kön-
nen dazu beitragen, das ins Stocken geratene Tempo
der Arbeitszeitverkürzungen neuerlich zu beschleuni-
gen und die Beschäftigungsschwelle bei einer weiterhin
hohen Produktivitätsentwicklung zu senken. 
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